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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Anerkennungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
Vom 28. Mai 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

7123

Anerkennungsgesetz Nordrhein-Westfalen

Artikel 1

Gesetz zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsqualifikationen 

in Nordrhein-Westfalen 
(Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz NRW – 

BQFG NRW)

Teil 1
Allgemeiner Teil

§ 1
Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz dient der besseren Nutzung von im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikationen für den 

deutschen Arbeitsmarkt, um eine qualifikationsnahe 
Beschäftigung zu ermöglichen. 

§ 2
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Feststellung der Gleichwer-
tigkeit im Ausland erworbener Ausbildungsnachweise 
unter Berücksichtigung sonstiger nachgewiesener Be-
rufsqualifi kationen und inländischer Ausbildungsnach-
weise für Berufe, die durch Rechtsvorschriften des 
 Landes geregelt sind, sofern die entsprechenden berufs-
rechtlichen Regelungen des Landes unter Bezugnahme 
auf dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmen. §  20 
gilt auch für Verfahren von bundesrechtlich geregelten 
Berufen. § 10 des Bundesvertriebenengesetzes bleibt un-
berührt. 

(2) Dieses Gesetz ist auf alle Personen anwendbar, die im 
Ausland einen Ausbildungsnachweis erworben haben 
und darlegen, in Nordrhein-Westfalen eine ihrer Berufs-
qualifi kation entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben 
zu wollen.

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Berufsqualifi kationen sind Qualifi kationen, die durch 
Ausbildungsnachweise, Befähigungsnachweise oder ein-
schlägige, im Inland oder Ausland erworbene Berufser-
fahrung nachgewiesen werden.

(2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungszeugnisse und 
Befähigungsnachweise, die von verantwortlichen Stellen 
für den Abschluss einer erfolgreich absolvierten Ausbil-
dung ausgestellt werden.

(3) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelte 
Berufsausbildung, berufl iche Fort- oder Weiterbildung. 
Die Berufsausbildung vermittelt die zur Ausübung einer 
qualifi zierten berufl ichen Tätigkeit erforderliche berufl i-
che Handlungsfähigkeit. Sie fi ndet in einem geordneten 
Ausbildungsgang statt, der auch den Erwerb der erfor-
derlichen Berufserfahrungen umfassen kann. Die berufl i-
che Fort- und Weiterbildung erweitert die berufl iche 
Handlungsfähigkeit über die Berufsausbildung hinaus.

(4) Berufe, die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschrif-
ten des Landes geregelt sind, umfassen reglementierte 
Berufe und nicht reglementierte Berufe.

(5) Reglementierte Berufe sind berufl iche Tätigkeiten, 
deren Aufnahme oder Ausübung durch Rechts- oder Ver-

waltungsvorschriften an den Besitz bestimmter Berufs-
qualifi kationen gebunden sind; eine Art der Ausübung 
ist insbesondere die Führung einer Berufsbezeichnung, 
die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf Per-
sonen beschränkt ist, die über bestimmte Berufsqualifi -
kationen verfügen.

Teil 2
Feststellung der Gleichwertigkeit

Kapitel 1
Nicht reglementierte Berufe

§ 4
Feststellung der Gleichwertigkeit

(1) Die zuständige Stelle stellt auf Antrag die Gleich-
wertigkeit fest, sofern 

1.  der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis die 
Befähigung zu vergleichbaren berufl ichen Tätigkeiten 
wie der entsprechende landesrechtlich geregelte Aus-
bildungsnachweis belegt und

2.  zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifi kationen 
und der entsprechenden landesrechtlich geregelten 
Berufsbildung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen.

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachgewie-
senen Berufsqualifi kationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbildung liegen vor, 
sofern

1.  sich der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis 
auf Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten bezieht, 
die sich hinsichtlich der vermittelten Inhalte oder auf 
Grund der Ausbildungsdauer wesentlich von den Fer-
tigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten unterschei-
den, auf die sich der entsprechende landesrechtlich 
geregelte Ausbildungsnachweis bezieht,

2.  die nach Nummer  1 abweichenden Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten für die Ausübung des 
jeweiligen Berufs wesentlich sind und

3.  die Antragstellerin oder der Antragsteller diese 
Unterschiede nicht durch sonstige Befähigungsnach-
weise oder nachgewiesene einschlägige Berufserfah-
rung ausgeglichen hat. 

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle eines 
anderen Bundeslandes die Gleichwertigkeit festgestellt 
hat, ist die Inhaberin oder der Inhaber dieser Berufsqua-
lifi kation so zu behandeln, als sei insoweit die landes-
rechtlich geregelte Berufsqualifi kation in diesem Bun-
desland erworben worden.

§ 5
Vorzulegende Unterlagen

(1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

1.  eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Aus-
bildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkei-
ten in deutscher Sprache,

2. ein Identitätsnachweis,

3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachweise,

4.  Nachweise über einschlägige Berufserfahrung oder 
sonstige Befähigungsnachweise, sofern diese zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich sind, und

5.  eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle bereits ein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sind 
der zuständigen Stelle in Form von Originalen oder be-
glaubigten Kopien vorzulegen. Von den Unterlagen nach 
Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deut-
scher Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die 
 zuständige Stelle von den Unterlagen nach Absatz  1 
Nummer  2 und allen nachgereichten Unterlagen Über-
setzungen in deutscher Sprache verlangen. Die Über-
setzungen sind von einer öffentlich bestellten oder beei-
digten Dolmetscherin oder Übersetzerin oder einem 
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öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder 
Übersetzer erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Absatz 2 
eine andere Form für die vorzulegenden Dokumente 
zulassen.

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder 
den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemes-
senen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im 
Ausland absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen 
Berufsqualifi kationen vorzulegen, soweit dies zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich ist. 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder 
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, 
kann die zuständige Stelle die Antragstellerin oder den 
Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemessenen 
Frist weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. 

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, in Nordrhein-Westfa-
len eine der Berufsqualifi kationen entsprechende 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete Unterla-
gen können beispielsweise der Nachweis der Beantra-
gung eines Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der 
Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potentiellen 
Arbeitgebern oder ein Geschäftskonzept sein. Für 
Antragstellerinnen oder Antragsteller mit Wohnsitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem wei-
teren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie für 
Staatsangehörige dieser Staaten ist diese Darlegung ent-
behrlich, sofern keine besonderen Gründe gegen eine 
entsprechende Absicht sprechen. 

§ 6
Verfahren

(1) Antragsberechtigt ist jede Person, die im Ausland 
einen Ausbildungsnachweis im Sinne des §  3 Absatz  2 
erworben hat. Der Antrag ist bei der zuständigen Stelle 
zu stellen.

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats den Ein-
gang des Antrags einschließlich der nach §  5 Absatz  1 
vorgelegten Unterlagen. In der Empfangsbestätigung ist 
das Datum des Eingangs bei der zuständigen Stelle mit-
zuteilen und auf die Frist nach Absatz 3 und die Voraus-
setzungen für den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. 
Sind die nach §  5 Absatz  1 vorzulegenden Unterlagen 
unvollständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der 
Frist des Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzureichen 
sind. Die Mitteilung enthält den Hinweis, dass der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 erst mit Eingang der vollständi-
gen Unterlagen beginnt.

(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona-
ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die Frist 
beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie 
kann einmal angemessen verlängert werden, wenn dies 
wegen der Besonderheiten der Angelegenheit gerechtfer-
tigt ist. Die Fristverlängerung ist zu begründen und 
rechtzeitig mitzuteilen.

(4) Im Fall des § 5 Absatz 4 und 5 ist der Lauf der Frist 
nach Absatz  3 bis zum Ablauf der von der zuständigen 
Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz  3 bis zu Beendigung des 
sonstigen geeigneten Verfahrens gehemmt. 

(5) Der Antrag soll abgelehnt werden, soweit die Gleich-
wertigkeit im Rahmen anderer Verfahren oder durch 
Rechtsvorschrift bereits festgestellt ist.

§ 7
Form der Entscheidung

(1) Die Entscheidung über den Antrag nach § 4 Absatz 1 
ergeht durch schriftlichen Bescheid.

(2) Ist der Antrag abzulehnen, weil die Feststellung der 
Gleichwertigkeit wegen wesentlicher Unterschiede im 
Sinne des § 4 Absatz 2 nicht erfolgen kann, sind in der 
Begründung auch die vorhandenen Berufsqualifi katio-
nen der Antragstellerin oder des Antragstellers sowie die 
wesentlichen Unterschiede zwischen den vorhandenen 

Berufsqualifi kationen und der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsbildung darzulegen.

(3) Dem Bescheid ist eine Rechtsbehelfsbelehrung beizu-
fügen. 

§ 8
Zuständige Stelle; Verordnungsermächtigung

(1) Zuständige Stelle im Sinne dieses Kapitels ist – vor-
behaltlich anderer Regelungen – für die am Berufskolleg 
gemäß Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in 
den Bildungsgängen des Berufskollegs (Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung Berufskolleg) erworbenen Berufs-
abschlüsse nach Landesrecht das für den Bereich Schule 
zuständige Ministerium, bei einer Berufsbildung, die 
nach dem Berufsbildungsgesetz für den Bereich der 
nichthandwerklichen Gewerbeberufe geregelt ist, die 
Industrie- und Handelskammer, bei einer Berufsbildung 
in Berufen der Handwerksordnung, die Handwerkskam-
mer. Im Übrigen richtet sich die zuständige Stelle nach 
dem jeweiligen Fachrecht.

(2) Das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, die Aufgaben durch Rechtsver-
ordnung auf andere Stellen, die Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen.

(3) Zuständige Stellen können vereinbaren, dass die 
ihnen durch dieses oder auf Grund dieses Gesetzes über-
tragenen Aufgaben von einer anderen zuständigen Stelle, 
deren Sitz auch in einem anderen Bundesland sein kann, 
wahrgenommen werden. Die Vereinbarung bedarf der 
Genehmigung des jeweils zuständigen Ministeriums.

Kapitel 2
Reglementierte Berufe

§ 9
Voraussetzungen der Gleichwertigkeit

(1) Bei der Entscheidung über die Befugnis zur Auf-
nahme oder Ausübung eines in Nordrhein-Westfalen reg-
lementierten Berufs gilt der im Ausland erworbene Aus-
bildungsnachweis, unter Berücksichtigung sonstiger 
nachgewiesener Berufsqualifi kationen, als gleichwertig 
mit dem entsprechenden landesrechtlich geregelten Aus-
bildungsnachweis, sofern

1.  der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis die 
Befähigung zu vergleichbaren berufl ichen Tätigkeiten 
wie der entsprechende landesrechtlich geregelte Aus-
bildungsnachweis belegt,

2.  die Antragstellerin oder der Antragsteller bei einem 
sowohl in Nordrhein-Westfalen als auch im Ausbil-
dungsstaat reglementierten Beruf zur Ausübung des 
jeweiligen Berufs im Ausbildungsstaat berechtigt ist 
oder die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung des 
jeweiligen Berufs aus Gründen verwehrt wurde, die 
der Aufnahme oder Ausübung in Nordrhein-Westfalen 
nicht entgegenstehen und

3.  zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifi kationen 
und der entsprechenden landesrechtlich geregelten 
Berufsbildung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen.

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachgewie-
senen Berufsqualifi kationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbildung liegen vor, 
sofern

1.  sich der im Ausland erworbene Ausbildungsnachweis 
auf Fähigkeiten und Kenntnisse bezieht, die sich hin-
sichtlich des Inhalts oder auf Grund der Ausbildungs-
dauer wesentlich von den Fähigkeiten und Kenntnis-
sen unterscheiden, auf die sich der entsprechende 
landesrechtlich geregelte Ausbildungsnachweis be-
zieht,

2.  die entsprechenden Fähigkeiten und Kenntnisse eine 
maßgebliche Voraussetzung für die Ausübung des 
jeweiligen Berufs darstellen und

3.  die Antragstellerin oder der Antragsteller diese 
Unterschiede nicht durch sonstige Befähigungsnach-
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weise oder nachgewiesene einschlägige Berufserfah-
rung ausgeglichen hat.

§ 10
Feststellung der vorhandenen Berufsqualifikationen

(1) Sofern die Feststellung der Gleichwertigkeit wegen 
wesentlicher Unterschiede im Sinne des §  9 Absatz  2 
nicht erfolgen kann, werden bei der Entscheidung über 
die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung eines in 
Nordrhein-Westfalen reglementierten Berufs die vorhan-
denen Berufsqualifi kationen und die wesentlichen 
Unterschiede gegenüber der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsqualifi kation durch Bescheid 
festgestellt. 

(2) In dem Bescheid wird zudem festgestellt, durch wel-
che Maßnahmen nach §  11 die wesentlichen Unter-
schiede gegenüber der erforderlichen landesrechtlich 
geregelten Berufsqualifi kation ausgeglichen werden kön-
nen.

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle eines 
anderen Bundeslandes die Gleichwertigkeit festgestellt 
hat, ist die Inhaberin oder der Inhaber dieser Berufsqua-
lifi kation so zu behandeln, als sei insoweit die landes-
rechtlich geregelte Berufsqualifi kation in diesem Bun-
desland erworben worden.

§ 11
Ausgleichsmaßnahmen; Verordnungsermächtigung

(1) Wesentliche Unterschiede im Sinne des § 9 Absatz 2 
können durch die Absolvierung eines höchstens dreijäh-
rigen Anpassungslehrgangs, der Gegenstand einer 
Bewertung sein kann, oder das Ablegen einer Eignungs-
prüfung im Inland ausgeglichen werden.

(2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen im 
Sinne des Absatz 1 sind die vorhandenen Berufsqualifi -
kationen der Antragstellerin oder des Antragstellers zu 
berücksichtigen. Der Inhalt der Ausgleichsmaßnahmen 
ist auf die festgestellten wesentlichen Unterschiede im 
Sinne des §  9 Absatz  2 zu beschränken. Inhalt und 
Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen können durch 
das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Ministe-
rium durch Rechtsverordnung geregelt werden.

(3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die 
Wahl zwischen der Absolvierung eines Anpassungslehr-
gangs und dem Ablegen einer Eignungsprüfung, sofern 
die entsprechenden berufsrechtlichen Regelungen nichts 
anderes bestimmen.

§ 12
Vorzulegende Unterlagen

(1) Zur Bewertung der Gleichwertigkeit sind dem 
Antrag zur Aufnahme oder Ausübung eines in Nord-
rhein-Westfalen reglementierten Berufs folgende Unter-
lagen beizufügen:

1.  eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Aus-
bildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkei-
ten in deutscher Sprache,

2. ein Identitätsnachweis,

3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachweise, 

4.  Nachweise über einschlägige Berufserfahrungen und 
sonstige Befähigungsnachweise, sofern diese zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit erforderlich sind,

5.  im Fall von §  9 Absatz  1 Nummer  2 eine Bescheini-
gung über die Berechtigung zur Berufsausübung im 
Ausbildungsstaat und 

6.  eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle bereits ein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde.

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 sind 
der zuständigen Stelle in Form von Originalen oder 
beglaubigten Kopien vorzulegen. Darüber hinaus kann 
die zuständige Stelle von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer  2 und allen nachgereichten Unterlagen Über-
setzungen in deutscher Sprache verlangen. Von den 
Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sind Überset-

zungen in deutscher Sprache vorzulegen. Die Überset-
zungen sind von einer öffentlich bestellten oder beeidig-
ten Dolmetscherin oder Übersetzerin oder einem 
öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder 
Übersetzer erstellen zu lassen.

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Absatz 2 
eine andere Form für die vorzulegenden Dokumente 
zulassen.

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder 
den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemes-
senen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im 
Ausland absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen 
Berufsqualifi kationen vorzulegen, soweit dies zur Bewer-
tung der Gleichwertigkeit erforderlich ist. Soweit die 
Berufsbildung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, einem weiteren Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der 
Schweiz absolviert wurde, kann sich die zuständige 
Stelle an die zuständige Stelle des Ausbildungsstaates 
wenden. 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder 
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, 
kann die zuständige Stelle die Antragstellerin oder den 
Antragsteller auffordern, weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Soweit die Unterlagen in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union, einem weiteren Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz ausgestellt wurden, 
kann sich die zuständige Stelle an die zuständige Stelle 
des Ausbildungsstaates wenden. 

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, in Nordrhein-Westfa-
len eine ihren Berufsqualifi kationen entsprechende Er-
werbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete Unterlagen 
können beispielsweise der Nachweis der Beantragung 
eines Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis 
einer Kontaktaufnahme mit potentiellen Arbeitgebern 
oder ein Geschäftskonzept sein. Für Antragstellerinnen 
oder Antragsteller mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder in der Schweiz sowie für Staatsangehörige dieser 
Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine be-
sonderen Gründe gegen eine entsprechende Absicht 
sprechen. 

§ 13
Verfahren; Verordnungsermächtigung

(1) Die Bewertung der Gleichwertigkeit nach § 9 erfolgt 
im Rahmen der Entscheidung über die Befugnis zur Auf-
nahme oder Ausübung eines in Nordrhein-Westfalen reg-
lementierten Berufs.

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats den Ein-
gang des Antrags einschließlich der nach § 12 Absatz 1 
vorzulegenden Unterlagen. In der Empfangsbestätigung 
ist das Datum des Eingangs bei der zuständigen Stelle 
mitzuteilen und auf die Frist nach Absatz 3 und die Vor-
aussetzungen für den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. 
Sind die nach §  12 Absatz  1 vorzulegenden Unterlagen 
unvollständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der 
Frist des Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzureichen 
sind. Die Mitteilung enthält den Hinweis, dass der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 erst mit Eingang der vollständi-
gen Unterlagen beginnt.

(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona-
ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die Frist 
beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie 
kann einmal angemessen verlängert werden, wenn dies 
wegen der Besonderheiten der Angelegenheit gerechtfer-
tigt ist. Für Antragsteller, die ihren Ausbildungsnachweis 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem Vertragsstaat des Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz erworben 
haben oder deren Ausbildungsnachweise in einem dieser 
genannten Staaten anerkannt wurde, kann die Fristver-
längerung nach Satz 3 höchstens einen Monat betragen. 
Die Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig 
mitzuteilen.
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(4) Im Fall des § 12 Absatz 4 und 5 ist der Lauf der Frist 
nach Absatz  3 bis zum Ablauf der von der zuständigen 
Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz  3 bis zur Beendigung des 
sonstigen geeigneten Verfahrens gehemmt.

(5) Die Zuständigkeit richtet sich nach dem jeweiligen 
Fachrecht. 

(6) Das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, die Aufgaben durch Rechtsver-
ordnung auf andere Stellen, die Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen.

(7) Zuständige Stellen können vereinbaren, dass die 
ihnen durch dieses oder auf Grund dieses Gesetzes über-
tragenen Aufgaben von einer anderen zuständigen Stelle, 
deren Sitz auch in einem anderen Bundesland sein kann, 
wahrgenommen werden. Die Vereinbarung bedarf der 
Genehmigung des jeweils zuständigen Ministeriums.

Kapitel 3

Berufe des Gesundheitswesens und Weiterbildungen

§ 14

Anwendungsbereich

(1) Die Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes gelten 
auch für die bundesrechtlich geregelten Berufe des 
Gesundheitswesens, soweit die Gesetze des Bundes keine 
Regelungen treffen.

(2) Die Ausgleichsmaßnahmen nach § 15 gelten für reg-
lementierte und nicht reglementierte landesrechtlich 
geregelte Aus- und Weiterbildungen. 

§ 15

Ausgleichsmaßnahmen

(1) Bestehen wesentliche Unterschiede im Sinne des § 9 
Absatz  2, ist ein Anpassungslehrgang oder eine Eig-
nungsprüfung durchzuführen. 

(2) Die Antrag stellende Person hat die Wahl zwischen 
einem Anpassungslehrgang und einer Eignungsprüfung. 
Vor Durchführung einer Eignungsprüfung oder eines 
Anpassungslehrgangs ist zu prüfen, ob die von der 
Antrag stellenden Person im Rahmen ihrer Berufspraxis 
erworbenen Kenntnisse, unabhängig davon, in welchem 
Staat diese erworben wurden, den wesentlichen Unter-
schied ganz oder teilweise ausgleichen können. Bei 
Antrag stellenden Personen, die ihre Ausbildung oder 
Weiterbildung in einem anderen Vertragsstaat des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes abgeschlossen haben, 
erstreckt sich der Anpassungslehrgang oder die Eig-
nungsprüfung auf die festgestellten wesentlichen Unter-
schiede. Bei Antragstellenden Personen, die ihre Ausbil-
dung oder Weiterbildung in Drittstaaten abgeschlossen 
haben, wird der Nachweis durch eine Kenntnisprüfung 
erbracht, die sich auf den Inhalt der Abschlussprüfung 
erstreckt, oder durch einen höchstens dreijährigen 
Anpassungslehrgang, der mit einer Prüfung über den 
Inhalt des Anpassungslehrgangs abschließt (Defi zitprü-
fung). Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt für die Gesundheitsfachberufe, 
durch Rechtsverordnung die Regelungen zu Durchfüh-
rung und Inhalt der Ausgleichsmaßnahmen, die Verwal-
tungszusammenarbeit der zuständigen Behörde mit den 
zuständigen Behörden der anderen Vertragsstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes und die Berichtspfl icht 
der zuständigen Behörden gegenüber dem Bundesminis-
terium für Gesundheit zur Weiterleitung an die Europäi-
sche Kommission zu bestimmen.

§ 16

Spezialisierte Krankenpflegeausbildungen

(1) Für Personen, die die Gleichwertigkeit einer Fach-
weiterbildung gemäß §  19 Weiterbildungs- und Prü-
fungsverordnung für Pfl egeberufe vom 15. Dezember 
2009 (GV. NRW. S. 904) in der jeweils geltenden Fassung 
beantragen, gelten die Voraussetzungen als erfüllt, wenn

1.  sie in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder der Schweiz eine Ausbildung 
als Gesundheits- und Krankenpfl egerin oder als 
Gesundheits- und Krankenpfl eger, die für die allge-
meine Pfl ege verantwortlich sind, abgeschlossen 
haben und nach § 2 Absatz 3 a und 4 sowie § 25 Kran-
kenpfl egegesetz vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) in 
der jeweils geltenden Fassung nachweisen und

2.  die Gleichwertigkeit des Weiterbildungsstandes gege-
ben ist.

(2) Spezialisierte Krankenschwestern und -pfl eger, die 
keine Ausbildung für die allgemeine Pfl ege absolviert 
haben, sind berechtigt, ihre ausländische Berufsbezeich-
nung zu führen.

§ 17
Bereits anerkannte Drittstaatsdiplome

Ein Drittstaatsdiplom über eine absolvierte Aus- oder 
Weiterbildung, das in einem anderen Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aner-
kannt wurde, ist gleichwertig im Sinne des §  4, wenn 
drei Jahre Berufserfahrung im Hoheitsgebiet des Mit-
gliedstaates, der die Aus- oder Weiterbildung anerkannt 
hat, durch diesen bescheinigt wird.

Kapitel 4
Gemeinsame Vorschriften

§ 18
Sonstige Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit 

bei fehlenden Nachweisen

(1) Kann die Antragstellerin oder der Antragsteller die 
für die Feststellung oder Bewertung der Gleichwertigkeit 
erforderlichen Nachweise nach §  5 Absatz  1, 4 und 5 
oder § 12 Absatz 1, 4 und 5 aus selbst nicht zu vertreten-
den Gründen nicht oder nur teilweise vorlegen oder ist 
die Vorlage der entsprechenden Unterlagen mit einem 
unangemessenen zeitlichen und sachlichen Aufwand ver-
bunden, stellt die zuständige Stelle die für einen Ver-
gleich mit der entsprechenden inländischen Berufsbil-
dung maßgeblichen berufl ichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers durch sonstige geeignete Verfahren fest. Die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller hat die Gründe glaubhaft 
zu machen, die einer Vorlage der entsprechenden Unter-
lagen entgegenstehen. Die zuständige Stelle ist befugt, 
eine Versicherung an Eides Statt zu verlangen und abzu-
nehmen.

(2) Sonstige geeignete Verfahren zur Ermittlung der 
berufl ichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Sinne des Absatz  1 sind insbesondere Arbeitsproben, 
Fachgespräche, praktische und theoretische Prüfungen 
sowie Gutachten von Sachverständigen.

(3) Die Feststellung oder Bewertung der Gleichwertig-
keit nach den §§ 4 oder 9 erfolgt auf der Grundlage der 
Ergebnisse der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
sonstigen Verfahren. 

§ 19
Mitwirkungspflichten

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist ver-
pfl ichtet, alle für die Ermittlung der Gleichwertigkeit 
notwendigen Unterlagen vorzulegen sowie alle dazu 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Kommt die Antragstellerin oder der Antragsteller 
dieser Mitwirkungspfl icht nicht nach und wird hierdurch 
die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, 
kann die zuständige Stelle ohne weitere Ermittlungen 
entscheiden. Dies gilt entsprechend, wenn die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller in anderer Weise die Auf-
klärung des Sachverhalts erheblich erschwert. 

(3) Der Antrag darf wegen fehlender Mitwirkung nur 
abgelehnt werden, nachdem die Antragstellerin oder der 
Antragsteller auf die Folge schriftlich hingewiesen wor-
den ist und der Mitwirkungspfl icht nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist nachgekommen ist. 
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§ 20
Kosten

Die Landesregierung wird ermächtigt, für Verfahren zur 
Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbe-
ner Berufsqualifi kationen nach bundes- oder landes-
rechtlichen Bestimmungen durch Rechtsverordnung Vor-
schriften zu erlassen über die gebührenpfl ichtigen 
Tatbestände und deren Höhe sowie über Gebührenermä-
ßigungen und -befreiungen und Auslagen. Die §§ 3 bis 6, 
9 bis 22, 25 Absatz 1 und §§ 26 bis 28 des Gebührenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen fi nden entspre-
chende Anwendung, soweit gesetzlich oder in der 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.

§ 21
Rechtsweg

(1) Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben.

(2) Dieses Gesetz setzt die Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi katio-
nen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S.  22; L 271 vom 
16.10.2007, S.  18; L 93 vom 4.4.2008, S.  28; L 33 vom 
3.2.2009, S. 49), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 279/2009 (ABl. L 93 vom 7.4.2009, S. 11), um. Soweit 
nach europäischen Richtlinien ein Anspruch auf Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des §  11 
vorgesehen ist, gewährt § 11 einen derartigen Anspruch 
nur für antragstellende Personen, die dem Anwendungs-
bereich der Richtlinie unterfallen.

Teil 3
Schlussvorschriften

§ 22
Statistik

(1) Über die Verfahren zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit nach diesem Gesetz wird eine Landesstatistik 
geführt. Die Angaben hierzu werden vom Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen – 
Geschäftsbereich Statistik – erhoben und aufbereitet.

(2) Die Statistik erfasst jährlich für das vorausgegan-
gene Kalenderjahr folgende Erhebungsmerkmale:

1.  Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Wohnort des Antrag-
stellers, Datum der Antragstellung,

2.  Ausbildungsstaat, deutscher Referenzberuf oder deut-
sche Referenzausbildung,

3.   Datum der Entscheidung, Gegenstand und Art der 
Entscheidung, und

4.   eingelegte Rechtsbehelfe und Entscheidungen darü-
ber.

(3) Hilfsmerkmale sind:

1. Name und Anschrift der Auskunftspfl ichtigen, und

2.  Name und Telefonnummer sowie Adresse für elektro-
nische Post der für Rückfragen zur Verfügung stehen-
den Person.

(4) Für die Erhebung besteht Auskunftspfl icht. Die 
Angaben nach Absatz 3 Nummer 2 sind freiwillig. Aus-
kunftspfl ichtig sind die nach diesem Gesetz und nach 
anderen berufsrechtlichen Gesetzen und Verordnungen 
für die Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
zuständigen Stellen.

(5) Die Angaben sind elektronisch an den Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen – 
Geschäftsbereich Statistik – zu übermitteln. 

(6) Die Landesregierung wird ermächtigt,

1.   die Erhebung einzelner Merkmale auszusetzen, die 
Periodizität zu verlängern sowie den Kreis der zu 
Befragenden einzuschränken, wenn die Ergebnisse 
nicht mehr oder nicht mehr in der ursprünglich vor-
gesehenen Ausführlichkeit oder Häufi gkeit benötigt 
werden; und

2.   einzelne neue Merkmale einzuführen, wenn dies nach 
dem Zweck der Erhebung erforderlich ist und durch 
gleichzeitige Aussetzung anderer Merkmale eine 
Erweiterung des Erhebungsumfangs vermieden wird; 
nicht eingeführt werden können Merkmale, die beson-
dere Arten personenbezogener Daten nach §  4 
Absatz 3 des Datenschutzgesetzes NRW betreffen.

(7) Die Vorschriften des Bundesstatistikgesetzes fi nden 
mit Ausnahme der §§ 23 und 24 Anwendung.

(8) An die obersten Landesbehörden dürfen für die Ver-
wendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Rege-
lung von Einzelfällen, von Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen Tabellen mit statistischen Ergeb-
nissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall ausweisen.

§ 23
Inkrafttreten, Evaluation und Berichtspflicht

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

(2) Auf der Grundlage der Statistik nach § 22 überprüft 
die Landesregierung nach Ablauf von vier Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes seine Anwendung und Aus-
wirkungen.

(3) Über das Ergebnis ist dem Landtag bis zum 31. 
Dezember 2017 zu berichten.
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Artikel 2
Änderung des Ingenieurgesetzes

Das Ingenieurgesetz vom 5. Mai 1970 (GV. NRW. S. 312), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV. 
NRW. S. 489), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

   „das Studium einer technischen oder naturwissen-
schaftlichen Fachrichtung an einer deutschen 
Hochschule mit der Dauer von mindestens drei 
Studienjahren oder“.

 b) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

   „das Studium an einer deutschen öffentlichen oder 
hinsichtlich des Studienabschlusses rechtlich 
gleichgestellten deutschen privaten Ingenieur-
schule mit einer Dauer von mindestens drei Stu-
dienjahren oder“.

2.  § 2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sich aus dem 
Zeugnis der ausländischen Hochschule oder Schule zu 
einem Zeugnis der in § 1 Nummer 1 Buchstabe a oder 
b genannten Hochschulen oder Schulen keine wesent-
lichen Unterschiede ergeben.“

3.  § 2 Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

4.  § 2 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

  „(6) Für das Anerkennungsverfahren von im Ausland 
erworbenen Qualifi kationen gelten die Regelungen 
des Gesetzes über die Feststellung der Gleichwertig-
keit ausländischer Bildungsqualifi kationen in Nord-
rhein-Westfalen.“

5.   In §  3 Absatz  1 werden die Wörter „oder innerhalb 
einer Ausschlussfrist von einem Jahr nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes der zuständigen Behörde schrift-
lich anzeigt“ aufgehoben.

6.  § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Wer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Tätig-
keit unter der in §  1 genannten Berufsbezeichnung 
oder eine Tätigkeit, die in der Regel von einem Ingeni-
eur oder einer Ingenieurin ausgeführt wird, ausgeübt 
hat, aber aus Rechtsgründen bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die in § 1 genannte Berufsbezeichnung nicht 
führen durfte, ist berechtigt, diese nach Wegfall des 
Hinderungsgrundes zu führen, wenn innerhalb der in 
Absatz  1 genannten Ausschlussfrist die diesbezügli-
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che Absicht unter Angabe des Hinderungsgrundes der 
zuständigen Behörde schriftlich angezeigt wurde.“

7.  § 3 Absatz 4 wird aufgehoben.

8.  § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

  „(4) Die Landesregierung kann die Zuständigkeit ent-
sprechend der §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes auf eine ein-
zelne Bezirksregierung übertragen.“

9.  § 5 a wird aufgehoben.
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Artikel 3
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 21. April 2009 (GV. NRW. 
S. 224), zuletzt geändert  Artikel 8 des Gesetzes vom 16. 
Mai 2013 (GV. NRW. S. 234), in Kraft getreten am 1. Juni 
2013., wird wie folgt geändert:

1.   In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 12 wie 
folgt gefasst:

  „§  12 Anerkennung der Laufbahnbefähigung auf 
Grund der Richtlinie 2005/36/EG und aufgrund in 
Drittstaaten erworbener Berufsqualifi kationen“.

2.  § 12 wird wie folgt gefasst:

 „§ 12
  Anerkennung der Laufbahnbefähigung auf Grund der 

Richtlinie 2005/36/EG und auf Grund in Drittstaaten 
erworbener Berufsqualifi kationen

 (1) Die Laufbahnbefähigung kann auch

 1.  auf Grund der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi katio-
nen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22) in der jeweils 
geltenden Fassung oder

 2.  nach Maßgabe des §  7 Beamtenstatusgesetz auf 
Grund einer auf eine Tätigkeit in einer öffentlichen 
Verwaltung vorbereitenden Berufsqualifi kation, die 
in einem von § 7 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
Beamtenstatusgesetz nicht erfassten Drittstaat 
erworben worden ist,

 anerkannt werden.

  (2) Das Nähere, insbesondere das Anerkennungsver-
fahren sowie die Ausgleichsmaßnahmen, regelt das für 
Inneres zuständige Ministerium, für die Laufbahnen 
der Lehrerinnen und Lehrer das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium, durch Rechtsverordnung. 
Das Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsqualifi kationen in Nordrhein-
Westfalen fi ndet keine Anwendung. Ergänzende Fest-
legungen können die Rechtsverordnungen nach §  6 
treffen.

  (3) Die deutsche Sprache muss in dem für die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Laufbahn erforderlichen 
Maße beherrscht werden.“
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Artikel 4
Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes

Das Lehrerausbildungsgesetz vom 12. Mai 2009 (GV. 
NRW. S. 308) wird wie folgt geändert:

§ 14 wird wie folgt geändert:

1.  Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

  „Ablehnende Bescheide enthalten neben der Begrün-
dung einen Hinweis auf Stellen, die die Antragstelle-
rinnen und Antragsteller über die in ihrem Einzelfall 
bestehenden lehramtsbezogenen Studien- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten beraten können.“

2.   Dem Wortlaut des Absatzes 5 wird folgender Satz vor-
angestellt:

  „Das Gesetz über die Feststellung der Gleichwertig-
keit ausländischer Berufsqualifi kationen in Nord-
rhein-Westfalen fi ndet mit Ausnahme von dessen § 10 
Absatz 3 keine Anwendung.“
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Artikel 5
Änderung des Lebensmittelchemikergesetzes

Das Lebensmittelchemikergesetz vom 7. März 1978 (GV. 
NRW. S. 88), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Feb-
ruar 2006 (GV. NRW. S. 87), wird wie folgt geändert:

Dem § 2 Absatz 2 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Wird im Verfahren zur Feststellung der Gleichwertig-
keit im Ausland erworbener Berufsqualifi kationen ein 
wesentlicher Unterschied nach § 9 Absatz 2 Berufsquali-
fi kationsfeststellungsgesetz NRW festgestellt, kann die 
Antragstellerin oder der Antragsteller zum Ausgleich 
eine Eignungsprüfung ablegen. Ein Anpassungslehrgang 
ist als Ausgleichsmaßnahme ausgeschlossen, sofern nicht 
eine Rechtsverordnung des Ministeriums anderes 
bestimmt.“ 
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Artikel 6
Änderung des Hochschulgesetzes

Das Hochschulgesetz vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. 
S.  474), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S.  90), wird wie folgt 
geändert:

1.  § 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Für die Verleihung und Führung von Graden sowie 
hinsichtlich der Zuständigkeit für die Bewertung aus-
ländischer Hochschulqualifi kationen auf der Basis des 
Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifi -
kationen im Hochschulbereich in der europäischen 
Region vom 17. April 1997 (BGBl. II S. 713) gilt dieses 
Gesetz nach Maßgabe des § 69.“

2.  Dem § 69 wird folgender Absatz angefügt:

  „(9) Das Ministerium ist berechtigt, die Bewertung 
ausländischer Hochschulqualifi kationen auf der Basis 
des Übereinkommens über die Anerkennung von Qua-
lifi kationen im Hochschulbereich in der europäischen 
Region vom 17. April 1997 (BGBl.  II S.  713) auf das 
Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
– Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen – 
oder auf eine andere Stelle, die Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung wahrnimmt und deren Sitz auch in 
einem anderen Bundesland sein kann, zu übertragen. 
Es wird ermächtigt, die Einzelheiten der Zuständig-
keitsübertragung nach Satz  1 durch Verwaltungsver-
einbarung mit dem jeweiligen Land zu regeln.“

Artikel 7
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28. Mai 2013

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin

Die Ministerin für Schule und Weiterbildung
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister für Wirtschaft, Energie,
Industrie, Mittelstand und Handwerk

zugleich für den Finanzminister

Garrelt  D u i n

Der Minister für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r
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Der Minister für Arbeit, Integration
und Soziales

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister für Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und

Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister für Bauen, Wohnen,
Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin für Innovation,
Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin für Familie, Kinder,
Jugend, Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

Die Ministerin für Gesundheit,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

Die Ministerin für Bundesangelegenheiten, 
Europa und Medien

Dr. Angelica  S c h w a l l - D ü r e n

– GV. NRW. 2013 S. 272
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Verordnung
zur Änderung der Universitätsklinikum-

Verordnung
Vom 22. Mai 2013

Auf Grund des §  31 a Absatz  2 des Hochschulgesetzes 
vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), der durch Arti-
kel 1 des Hochschulmedizingesetzes vom 20. Dezember 
2007 (GV. NRW. S.  744) eingefügt worden ist, wird im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem 
Ministerium für Inneres und Kommunales und mit 
Zustimmung des für Innovation, Wissenschaft und For-
schung zuständigen Ausschusses des Landtags verord-
net:

Artikel 1

Die Universitätsklinikum-Verordnung vom 20. Dezember 
2007 (GV. NRW. S. 744) wird wie folgt geändert:

 1. § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 wird jeweils die 
Angabe „(§  15)“ durch die Angabe „(§  16)“ er-
setzt.

 b)   In Absatz  3 Satz  4 werden die Wörter „der Auf-
sichtsrat“ durch die Wörter „die Schlichtungs-
kommission nach § 16 Abs. 2“ ersetzt.

 c) Absatz 6 wird aufgehoben. 

 d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6.

 2.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

     „Er ist zuständig für alle Angelegenheiten 
des Universitätsklinikums, die über die lau-
fende Geschäftsführung hinausgehen, und 
trägt Sorge für die Erfüllung der Aufgaben 
und Verpfl ichtungen nach §  2 Abs.  1 Satz  1, 
Absatz 3 Satz 1 und 2.“

  bb)   In dem neuen Satz 3 Nummer 2 werden vor 
den Wörtern „der Mitglieder“ die Wörter 
„und Abberufung“ sowie vor den Wörtern 
„des Vorstandsvorsitzenden“ die Wörter „der 
oder“ eingefügt.

 b)   In Absatz  2 Nummer  6 wird die Angabe „§  15“ 
durch die Angabe „§ 16“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert.

  aa)  In Satz  1 werden nach den Wörtern „§  31 a 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und 4“ das Wort „Hoch-
schulgesetz“ und nach dem Wort „Ministeri-
um“ die Wörter „im Benehmen mit dem Prä-
sidium der Universität und dem Vorstand des 
Universitätsklinikums“ eingefügt.

  bb)  Satz  2 wird durch die folgenden Sätze er-
setzt:

     „Eine Abberufung aus wichtigem Grund ist 
möglich. Die Bestellung der Mitglieder ge-
mäß § 31 a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und 4 Hoch-
schulgesetz hat geschlechtsparitätisch zu er-
folgen. Die Gründe für ein Abweichen 
hiervon sind aktenkundig zu machen.“

  cc)  Vor dem bisherigen Satz  3 wird die Absatz-
bezeichnung „(3 a)“ eingefügt.

 d)  Nach Absatz  6 werden die folgenden Absätze 7 
und 8 eingefügt: 

   „(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats unterliegen 
der Verschwiegenheitspfl icht, die Mitglieder nach 
§ 31 a Abs. 4 Nr. 1 und 2 Hochschulgesetz jedoch 
nur der Pfl icht zur Amtsverschwiegenheit.

   (8) Die Tätigkeit der Mitglieder gemäß §  31 a 
Abs. 4 Nr. 3 und 4 Hochschulgesetz ist ehrenamt-
lich. Das für Innovation, Wissenschaft und For-
schung zuständige Ministerium setzt eine ange-
messene Aufwandsentschädigung fest. § 21 Abs. 5 
Satz 3 Hochschulgesetz gilt entsprechend.“ 

 e) Der bisherige Absatz 7 wird aufgehoben.

 3.   Dem Wortlaut des § 5 Absatz 2 werden die folgenden 
Sätze vorangestellt:

  „Die Mitglieder des Vorstands werden vom Auf-
sichtsrat bestellt. Die Wiederbestellung ist zulässig. 
Im Falle der Wiederbestellung kann der Aufsichtsrat 
auf eine Ausschreibung verzichten.“

 4. § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „(§ 15)“ durch 
die Angabe „(§ 16)“ ersetzt.

 b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Nimmt das Universitätsklinikum zur Deckung 
seiner Ausgaben insbesondere für Investitionen 
oder Investitionsfördermaßnahmen Kredite auf, 
so dürfen diese insgesamt 20 Prozent des in der 
Bilanz des letzten nach § 8 Abs. 4 geprüften Ab-
schlusses ausgewiesenen Anlagevermögens nicht 
übersteigen; der Nachweis der Rentierlichkeit der 
Kreditaufnahme ist durch eine Investitionsrech-
nung zu führen.“

 5.  Nach § 9 wird folgender § 10 eingefügt:

 „§ 10
 Schwerpunktsetzung

  Das Universitätsklinikum und unbeschadet der Ge-
samtverantwortung der Universität (§  26 Abs.  2 
Satz  1 Hochschulgesetz) der Fachbereich Medizin 
stellen einen gemeinsamen Struktur- und Entwick-
lungsplan auf, in dem Schwerpunkte in der Kran-
kenversorgung, Forschung und Lehre festgelegt wer-
den, die Eingang fi nden in die nach §  6 
Hochschulgesetz zwischen Land und Hochschule ab-
zuschließenden Ziel- und Leistungsvereinbarungen. 
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Zum Zwecke der Entwicklung landesweiter Strate-
gien und Schwerpunktsetzungen in der Hochschul-
medizin stimmen die Standorte ihre Entwicklungs-
planungen koordiniert durch das für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung zuständige Ministerium 
ab. § 12 Abs. 3 Krankenhausgestaltungsgesetz bleibt 
unberührt.“

 6. Die bisherigen §§ 10 bis 19 werden die §§ 11 bis 20.

 7. § 11 wird wie folgt gefasst:

 „ § 11
 Förderung öffentlich-privater Partnerschaft 

  Bauinvestitionen mit einem Investitionsvolumen von 
mehr als 15 Millionen Euro können in öffentlich-pri-
vater Partnerschaft vorgenommen werden, wenn sie 
für eine Durchführung in öffentlich-privater Part-
nerschaft geeignet sind und dies die voraussichtlich 
wirtschaftlichste Lösung ist. Das Prüfungsrecht des 
Landesrechnungshofs gemäß § 111 Landeshaushalts-
ordnung bleibt unberührt.“

 8.  In § 14 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 
Landesbeamtengesetz“ durch die Wörter „§ 2 Abs. 1 
des Landesbeamtengesetzes vom 21. April 2009 (GV. 
NRW. S.  224), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S.  474),“ 
ersetzt.

 9.  In §  14 Absatz  3 wird die Angabe „§  12 Abs.  3“ 
durch die Angabe „§ 13 Abs. 3“ ersetzt.

10. Dem § 15 wird folgender Satz angefügt:

  „Die Vertragsverhältnisse der Professorinnen oder 
Professoren, denen die Leitung einer Abteilung mit 
Aufgaben in der Krankenversorgung übertragen 
wird, über ihre Aufgaben in Forschung und Lehre 
und im Bereich des Universitätsklinikums sollen in 
einem Vertrag zwischen der Professorin oder dem 
Professor, der Universität und dem Universitätsklini-
kum geregelt werden.“

11.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  Der Wortlaut wird Absatz 1.

 b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

  „(2) Kommt eine Einigung zwischen Universität und 
Universitätsklinikum über die Umsetzung der Ko-
operationsvereinbarung oder in den Fällen des §  2 
Abs. 3 Satz 3 oder § 31 Abs. 1 Sätze 2 und 3 Hoch-
schulgesetz nicht zustande, entscheidet auf Antrag 
des Vorstands des Universitätsklinikums oder der 
Dekanin oder des Dekans binnen vier Wochen eine 
Schlichtungskommission. Der Schlichtungskommis-
sion gehören eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung zustän-
digen Ministeriums als Vorsitzende oder Vorsitzender 
sowie jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
Hochschulrats und des Aufsichtsrats des Universi-
tätsklinikums an. Entscheidungen der Schlichtungs-
kommission werden durch einfache Stimmenmehr-
heit getroffen.“

12.  § 19 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Vorstands- und“ 
und  die Wörter „des  Vorstandes bzw.“ gestrichen.

 bb) Satz 2 wird aufgehoben.

 b)  Die Absätze 2, 3 und 5 werden aufgehoben.

 c)  Absatz 4 wird Absatz 2 und die Wörter „§ 107 b 
des Beamtenversorgungsgesetzes“ werden durch 
die Wörter „den Vorschriften des Versorgungslas-
tenverteilungsgesetzes vom 18. November 2008 
(GV. NRW. S. 706), geändert durch Artikel 22 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S. 765),“ und das Wort „Beamte“ durch das Wort 
„Beamten“ und das Wort „verteilt“ durch das 
Wort „geteilt“ ersetzt.

13.  § 20 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 2 wird aufgehoben.

 b) Der Absatz 3 wird Absatz 2.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den  22. Mai 2013

Die Ministerin
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Svenja  S c h u l z e

– GV.NRW. 2013 S. 278
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Fünfte Verordnung zur Änderung 
der Ersatzschulfi nanzierungsverordnung 

Vom 23. Mai 2013

Auf Grund des §  115 Absatz  1 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102) verordnet das 
Ministerium für Schule und Weiterbildung im Einver-
nehmen mit dem Ministerium für Inneres und Kommu-
nales und dem Finanzministerium sowie mit Zustim-
mung der für Schulen und für Haushalt und Finanzen 
zuständigen Landtagsausschüsse:

Artikel 1

Die Ersatzschulfi nanzierungsverordnung vom 18. März 
2005 (GV. NRW. S. 230, ber. S. 424, S. 635), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 14. November 2011 (GV. 
NRW. S. 558), wird wie folgt geändert:

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a) Die Angabe zu § 12 wird gestrichen.

 b)  § 13 wird § 12.

 c)  § 13 a wird § 13.

 d) Die Anlage 6 wird angefügt:

  „ Anlage 6

  Refi nanzierungshöchstsätze für 
  Raumprogramme allgemein bildender
  und berufsbildender Ersatzschulen, 

  Ersatzförderschulen sowie 
  Freier Waldorfschulen“.

 2. § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

  „Die Bezuschussung setzt voraus, dass die Ausgaben 
für eine nach § 102 Absatz 1 Satz 1 SchulG geneh-
migte oder nach § 102 Absatz 1 Satz 3 angezeigte Tä-
tigkeit geleistet wurden.“

 3. § 6 Absatz  2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Ist der Schulträger mit der nach Absatz  1 er-
folgten Feststellung nicht einverstanden, kann er auf 
eigene Kosten eine neutrale Mietwertermittlung der 
angemessenen ortsüblichen Nettokaltmiete nach der 
Gutachterausschussverordnung NRW vom 23. März 
2004 (GV. NRW. S. 146) in der jeweils geltenden Fas-
sung für die Mietfestsetzung der oberen Schulauf-
sichtsbehörde veranlassen. Hat der Gutachteraus-
schuss die Erstattung eines Gutachtens abgelehnt, 
kann der Schulträger auf eigene Kosten ersatzweise 
auch das Einzelgutachten eines von der Industrie- 
und Handelskammer vereidigten Sachverständigen 
einholen.“

 4. § 7 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Bei der Prüfung der Notwendigkeit und Zweck-
mäßigkeit einer Baumaßnahme gelten je nach Anzahl 
der Parallelklassen je Jahrgang, maximal bis zur An-
zahl der sich nach Maßgabe des Klassenfrequenz-
höchstwertes der Verordnung zur Ausführung des 
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§ 93 Abs. 2 Schulgesetz errechnenden Klassen, in der 
Regel höchstens die in Anlage 6 festgelegten Flä-
chenmaße als angemessen. Diese orientieren sich am 
Raumbedarf, der zur Schaffung des erforderlichen 
Schulraums einer vergleichbaren öffentlichen Schule 
notwendig ist (§  110 Absatz  6 Satz  1 SchulG). Das 
Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ist zu 
beachten. Schulträger, die einen Zuschuss beantra-
gen, haben daher vor Baubeginn das Raumprogramm 
oder das Sanierungsvorhaben mit den Kostenberech-
nungen zur baufachlichen Prüfung der oberen 
Schulaufsicht vorzulegen.“

 5.   In § 7 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „für Sport-
hallen je Übungseinheit (für je angefangene 10 Klas-
sen)“ durch die Wörter „für jede nach Anlage 6 erfor-
derliche Übungseinheit (Sporthalle)“ ersetzt.

 6. § 12 wird aufgehoben.

 7.   § 13 wird § 12 und wie folgt gefasst:

 „§ 12
 Übergangsvorschriften

  Für die Festsetzung der Zuschüsse aufgrund von Jah-
resrechnungen zurückliegender Haushaltsjahre fi n-
den die §§ 7 Absatz 3 Satz 2 und 13 sowie die Anla-
gen zu dieser Verordnung in der für das jeweilige 
Haushaltsjahr geltenden Fassung Anwendung.“

 8. § 13 a wird § 13.

 9. § 14 Satz 2 wird aufgehoben.

10.   In Anlage 1 – Seite 2 – zur Ersatzschulfi nanzierungs-
verordnung werden nach der Titelnummer „236 00“ 
die Titelnummer „281 40“ und als Erläuterung zu Ti-
telnummer 281 40 die Wörter „Einnahmen aus der 
Gewährung von Abschlägen auf Arzneimittel“ einge-
fügt.

11.  Anlage 2 a wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 3 und in Nummer 6 wird jeweils der 
Hinweis auf Fußnote “6“) und jeweils die Fußnote 
“6)“ gestrichen.

 b)   In Nummer 3 und in Nummer 6 wird jeweils der 
Hinweis auf Fußnote “7)“ durch den Hinweis auf 

Fußnote “6)“ und jeweils die Fußnote“7)“ durch die 
Fußnote “6)“ ersetzt.

12.  Die Anlage 2 c zur Ersatzschulfi nanzierungsverord-
nung wird aufgehoben.

13.  Anlage 3 zur Ersatzschulfi nanzierungsverordnung 
wird wie folgt geändert: 

 a)   In der Tabelle werden nach dem Wort „Abendre-
alschulen“ ein Komma und das Wort „Sekundar-
schulen“ eingefügt. 

 b)   Die Wörter „in Entwicklung“ werden durch die 
Wörter „im Aufbau“ ersetzt.

14.   Anlage 5 zur Ersatzschulfi nanzierungsverordnung 
wird wie folgt gefasst (siehe Anlage 5).

15.   Anlage 6 zur Ersatzschulfi nanzierungsverordnung 
wird wie folgt gefasst (siehe Anlage 6).

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1

1.  Nummer 11 und Nummer 12 mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2011,

2.  Nummer  4 und Nummer  15 mit Wirkung vom 1.  Ja-
nuar 2012,

3.  Nummer 13 und Nummer 14 mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2012 und

4. Nummer 10 mit Wirkung vom 1. Januar 2013

in Kraft.

Düsseldorf, den 23. Mai 2013

Die Ministerin für Schule und Weiterbildung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n
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„ Anlage 5

Sachkosten-Grundpauschale

Gemäß § 108 Abs. 1 SchulG
i. V. m. § 5 Abs. 1 bis 4 und 8 FESchVO

Schulform Grund-
pauschale                

Mindestanzahl 
der Klassen

Zuschlags-/ 
Abschlagsbetrag 

je Klasse 

Mindest-
pauschale

Grundschulen 10.000 € 4 340 € 9.590 €

Hauptschulen 21.130 € 6 910 € 18.060 €

Realschulen 18.700 € 6 780 € 16.200 €

Sekundarschulen 20.260 € 6 900 € 17.270 €

Gymnasien
8-jähriger Bildungsgang *)                    

23.940 € 8 840 € 20.580 €

9-jähriger Bildungsgang                 
*) **)

26.930 € 9 840 € 22.740 €

Allgemein bildende 
Waldorfschulen SI / SII
Weiterbildungskolleg ***) 26.930 € 9 840 € 22.740 €

Gesamtschulen 31.420 € 9 1.020 € 26.330 €

Berufskollegs
Berufsschulen 19.700 € 24 500 € 16.960 €

Berufskollegs                       
Berufsfachschulen                    
Fachschulen
Fachoberschulen 29.150 € 6 2.090 € 24.540 €

Förderschulen  
im berufsbildenden Bereich 44.020 € 24 1.380 € 36.460 €

Förderschulen  
alle Förderschwerpunkte; 
Schulen für Kranke

26.970 € 10 750 € 22.760 €

außer        
Förderschwerpunkt 
Geistige Entwicklung 26.970 € 5 1.480 € 22.760 €

Förderschwerpunkt 
Lernen 26.970 € 7 1.060 € 22.760 €

Förderschwerpunkt Emotio-
nale und soziale Entwicklung 26.970 € 9 830 € 22.760 €

***) einschl. Aufbauform

***)  Schulversuch „Abitur an Gymnasien nach 12 oder 13 Jahren“; die für den 9-jährigen Bildungsgang an 
 Gymnasien getroffenen Festlegungen fi nden bis zum Ablauf des 31. Juli 2013 für alle Gymnasien Anwendung

***) umfasst Abendrealschule, Abendgymnasium und Kolleg

Bei Schulen im Aufbau setzt die obere Schulaufsichtsbe-
hörde die Finanzhilfe jeweils anteilig nach den tatsäch-
lich eingerichteten Klassen unter Berücksichtigung der 
Klassenrichtzahl in der Jahrgangsstufe und der für die 
Schulform geltenden Pauschalbeträge fest.

Die Sachkosten-Grundpauschale ist um die auf die ein-
zelne Ersatzschule entfallenden pauschalierten Mittel 
für die Lehrerfortbildung (Fortbildungsbudget gemäß 
§ 108 Abs. 1 SchulG i. V. m. § 5 Abs. 8 FESchVO) – ohne 
Abzug einer Eigenleistung – aufzustocken. Die Mittelbe-
reitstellung erfolgt durch jährlichen Haushaltserlass.

Die für Berufspraktika an Fachschulen des Sozial- und 
Gesundheitswesens und bei sonstigen entsprechenden 
Bildungsgängen an Berufskollegs (Erz/AHR sowie Erz/
FHR) je Klasse erforderlichen Reisekosten der Lehr-
kräfte werden zusätzlich zur Sachkostenpauschale i.H.v. 
bis zu 1.530 EUR verteilt auf die Gesamtdauer des jewei-
ligen Bildungsgangs einer Klasse unter genereller Aner-
kennung eines besonderen pädagogischen Interesses 
gemäß § 106 Abs. 10 SchulG gewährt.“
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Anlage 6
Refinanzierungshöchstsätze für Raumprogramme

allgemein bildender und berufsbildender Ersatzschulen, Ersatzförderschulen sowie Freier Waldorfschulen

Schulstufe/Schulform Primarstufe Sekundarstufe I/
Förderschule 1)

Sekundarstufe I/Alle sonstigen Schulformen
einschl. G 9-Gymnasium 2)

Zügigkeit 1 2 3 4 1 2 2 3 4 5
Hauptgruppe 1

Unterichtsräume
1.1 Allgemeiner Unterricht

1.1.1 Unterrichtsraum 4) 4 2,5 8 2,5 12 2,5 16 2,5 8 3,0 16 3,0 12 2,0 18 2,0 24 2,0 30 2,0

1.1.2 Raum für Bibliothek, Me-
diothek, EDV, Selbstlern-
zentrum 4)

1 2,5 1 2,5 1 2,5 1 2,5 1 3,1 1 3,1 3 3,1 3 3,1 3 3,1 5 3,1

1.1.3 Mehrzweckraum 4) 1 2,5 2 2,5 3 2,5 4 2,5 1 3,0 2 3,0

1.2 Fachunterricht

1.2.1 Großer naturwissen-
schaftlicher Raum 4) 1 3,0 1 3,0 1 3,0 2 3,0

1.2.2 naturwissenschaftlicher 
Raum 4) 1 4,0 1 4,0 2 2,5 3 2,5 4 2,5 4 2,5

1.2.3 Sonstiger Fachunter-
richtsraum 4) 5) 3 2,5 3 2,5 3 2,5 5 2,5

1.2.4 Werkraum 4) 2 4,0 3 4,0

1.3 Fakultativer
Fachunterricht 6)

1.3.1 Hauswirtschaftsraum 6) 7) 150 150 150 150 150 150

1.3.2 Raum für Textiles Gestal-
ten 4) 6) 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0

1.3.3 Technikraum 4) 6) 1 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0

1.4 Förderschulen und
inklusive Schulen 8)

1.4.1 Gruppenraum 4) 8) 2 2,0 4 2,0 6 2,0 8 2,0 8 2,0 16 2,0 6 2,0 9 2,0 12 2,0 15 2,0
Hauptgruppe 2

Außerunterichtlicher Bereich
2.1 Unterrichtliche

Nebenflächen

2.1.1 Lehrmittelraum 7) 30 35 40 50 30 45 60 60 60 80

2.1.2 Nebenräume 7) 9) 70 140 220 330 440 550

2.2 Aufenthalts- und
Veranstaltungsflächen

2.2.1 Forum 7) 90 120 150 180 120 180 150 180 240 300

2.2.2 Schüleraufenthaltsraum 7)

2.2.3 Ganztag 10) 1,0 m2 pro Schülerin/Schüler

2.3 Lehrkräfte und
Verwaltung

2.3.1 Lehrkräfte- und
Verwaltungsräume 11) 120 150 180 210 150 180 310 360 410 460

2.4 Förderschulen und
inklusive Schulen 8)

2.4.1 Aufenthalts-, Lager-, Sa-
nitär- und Testräume 8) 50 65 80 95 50 65 50 65 80 95

Hauptgruppe 3
Sonstige Gebäudeflächen

3.1 Verkehrsfläche und Tech-
nische Funktionsfläche

Die nach den Hauptgruppen 1 und 2 errechnete Nutzfläche wird erhöht um 33,334 % für Verkehrsflächen
und (weitere) 10 % für Technische Funktionsflächen 12)

Hauptgruppe 4
Sporthalle Für je angefangene 10 Klassen eine Übungseinheit (15 m x 27 m) 13) 14) Für je angefangene 12 Klassen eine Übungseinheit

(15 m x 27 m) 13) 15) 16)

4.1 Sportfläche 405 405

4.2 Sonstige Flächen 17) 179,5 179,5

1) Förderschulen einschließlich Waldorfförderschulen mit den Förderschwerpunkten „Emotionale soziale Entwicklung“, „Geistige Entwicklung“ sowie „Lernen“.
2) Förderschulen einschließlich Waldorfförderschulen mit den Förderschwerpunkten „Hören und Kommunikation“, „Körperliche und motorische Entwicklung“, „Sehen“ sowie „Sprache“.3) Für Berufskollegs ist der gesamte Raumbedarf individuell entsprechend der tatsächlichen Zusammensetzung der Schülerschaft (Vollzeit- / Teilzeitschülerinnen / -schüler) und dem tat-

sächlichen Angebot von Bildungsgängen festzulegen.
4) Relative Raumgröße: Anzahl der Räume; m2 pro Schülerin und / oder Schüler.
5) Multifunktionsräume zur Abdeckung weiteren Fachunterrichtes, insbesondere auch des Kunst- und Musikunterrichtes.6) Der Bedarf ist im Einzelfall nur anzuerkennen, wenn in der Schulstufe und Schulform das jeweilige Fach lehrplanmäßiges Unterrichtsfach ist und die betreffende Schule das jeweilige 

Fach tatsächlich regelmäßig anbietet.
7) Absolute Raumgröße.
8) Zusätzliche Räume (nur) für Förderschulen und inklusive Schulen (Integrative Lerngruppe und / oder Gemeinsamer Unterricht).9) Nebenräume zur Obergruppe 1.2, insbesondere Sammlungs- und Vorbereitungsräume.
10)Der Bedarf je Schülerin und Schüler ist im Einzelfall nur anzuerkennen, soweit die Schule für diese refinanzierungsfähige (offene und/oder gebundene) Ganztagsangebote macht. In die-

ser Gruppe sind Räume für die Küche, die Einnahme des Essens sowie für Freizeitaktivitäten (z.B. Spielraum, Musikraum) vorzuhalten. Für unterrichtsbezogene Aktivitäten (z.B. Haus-
aufgaben(betreuung), Ergänzungs- und Zusatzunterricht) sollen die Räume der Hauptgruppe 1 genutzt werden.

11)Räume für Schulleitung, stellvertretende Schulleitung, Lehrkräfte, Geschäftszimmer und sonstigen Verwaltungsbereich.12)In der Hauptgruppe 4 sind diese Flächenbereiche bereits enthalten.
13)Der Flächenanteil für (eine) Sportübungseinheit(en) wird nur hinzugerechnet, wenn diese tatsächlich zur Alleinnutzung zur Verfügung stehen und nicht stundenweise angemietet werden.
14)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 6 (Unterrichts-)Stunden an 5 Wochentagen bei je 3 Unterrichtswochenstunden Sport je Klasse.15)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 8 (Unterrichts-)Stunden an 5 Wochentagen bei je 3 Unterrichtswochenstunden Sport je Klasse.
16)Der tatsächliche Bedarf an Sportübungseinheiten ergibt sich bei Schulen der Sekundarstufen I und II ausschließlich aus der Summe der Klassen beider Schulstufen.
17)Hierzu gehören insbesondere Umkleide-, Sanitär- und Toilettenräume, Lagerräume (Geräteräume) sowie Verkehrs- und Technische Funktionsflächen.
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Anlage 6 (Fortsetzung 1)
Refinanzierungshöchstsätze für Raumprogramme

allgemein bildender und berufsbildender Ersatzschulen, Ersatzförderschulen sowie Freier Waldorfschulen

Schulstufe/Schulform Sekundarstufe I/Alle sonstigen Schul-
formen einschl. G 9-Gymnasium2)

Sekundarstufe I/G 8-Gymnasium2)

Zügigkeit 6 7 8 2 3 4 5 6 7 8
Hauptgruppe 1

Unterichtsräume
1.1 Allgemeiner Unterricht

1.1.1 Unterrichtsraum 4) 36 2,0 42 2,0 48 2,0 10 2,0 15 2,0 20 2,0 25 2,0 30 2,0 35 2,0 40 2,0

1.1.2 Raum für Bibliothek, Me-
diothek, EDV, Selbstlern-
zentrum 4)

5 3,1 5 3,1 5 3,1 3 3,1 3 3,1 3 3,1 5 3,1 5 3,1 5 3,1 5 3,1

1.1.3 Mehrzweckraum 4)

1.2 Fachunterricht

1.2.1 Großer naturwissen-
schaftlicher Raum 4) 2 3,0 2 3,0 2 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0

1.2.2 nturwissenschaftlicher 
Raum 4) 5 2,5 6 2,5 8 2,5 2 2,5 3 2,5 4 2,5 4 2,5 5 2,5 6 2,5 8 2,5

1.2.3 Sonstiger Fachunter-
richtsraum 4) 5) 6 2,5 7 2,5 7 2,5 3 2,5 3 2,5 3 2,5 5 2,5 6 2,5 7 2,5 7 2,5

1.2.4 Werkraum 4)

1.3 Fakultativer
Fachunterricht 6)

1.3.1 Hauswirtschaftsraum 6) 7) 150 150 150 150 150 150 150 150 150 150

1.3.2 Raum für Textiles Gestal-
ten 4) 6) 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0 1 3,0

1.3.3 Technikraum 4) 6) 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0 2 3,0

1.4 Förderschulen und
inklusive Schulen 8)

1.4.1 Gruppenraum 4) 8) 18 2,0 21 2,0 24 2,0 5 2,0 8 2,0 10 2,0 13 2,0 15 2,0 18 2,0 20 2,0
Hauptgruppe 2

Außerunterichtlicher Bereich
2.1 Unterrichtliche

Nebenflächen

2.1.1 Lehrmittelraum 7) 80 100 100 60 60 60 80 80 100 100

2.1.2 Nebenräume 7) 9) 660 770 880 220 330 440 550 660 770 880

2.2 Aufenthalts- und
Veranstaltungsflächen

2.2.1 Forum 7) 360 420 480 150 180 240 300 360 420 480

2.2.2 Schüleraufenthaltsraum 7)

2.2.3 Ganztag 10) 1,0 m2 pro Schülerin/Schüler

2.3 Lehrkräfte und
Verwaltung

2.3.1 Lehrkräfte- und
Verwaltungsräume 11) 510 560 610 310 360 410 460 510 560 610

2.4 Förderschulen und
inklusive Schulen 8)

2.4.1 Aufenthalts-, Lager-, Sa-
nitär- und Testräume 8) 110 125 140 50 65 80 95 110 125 140

Hauptgruppe 3
Sonstige Gebäudeflächen

3.1 Verkehrsfläche und Tech-
nische Funktionsfläche

Die nach den Hauptgruppen 1 und 2 errechnete Nutzfläche wird erhöht um 33,334 % für Verkehrsflächen
und (weitere) 10 % für Technische Funktionsflächen 12)

Hauptgruppe 4
Sporthalle Für je angefangene 12 Klassen eine Übungseinheit (15 m x 27 m) 13) 15) 16)

4.1 Sportfläche 405 405

4.2 Sonstige Flächen 17) 179,5 179,5

1) Förderschulen einschließlich Waldorfförderschulen mit den Förderschwerpunkten „Emotionale soziale Entwicklung“, „Geistige Entwicklung“ sowie „Lernen“.
2) Förderschulen einschließlich Waldorfförderschulen mit den Förderschwerpunkten „Hören und Kommunikation“, „Körperliche und motorische Entwicklung“, „Sehen“ sowie „Sprache“.3) Für Berufskollegs ist der gesamte Raumbedarf individuell entsprechend der tatsächlichen Zusammensetzung der Schülerschaft (Vollzeit- / Teilzeitschülerinnen / -schüler) und dem tat-

sächlichen Angebot von Bildungsgängen festzulegen.
4) Relative Raumgröße: Anzahl der Räume; m2 pro Schülerin und / oder Schüler.
5) Multifunktionsräume zur Abdeckung weiteren Fachunterrichtes, insbesondere auch des Kunst- und Musikunterrichtes.6) Der Bedarf ist im Einzelfall nur anzuerkennen, wenn in der Schulstufe und Schulform das jeweilige Fach lehrplanmäßiges Unterrichtsfach ist und die betreffende Schule das jeweilige 

Fach tatsächlich regelmäßig anbietet.
7) Absolute Raumgröße.
8) Zusätzliche Räume (nur) für Förderschulen und inklusive Schulen (Integrative Lerngruppe und / oder Gemeinsamer Unterricht).9) Nebenräume zur Obergruppe 1.2, insbesondere Sammlungs- und Vorbereitungsräume.
10)Der Bedarf je Schülerin und Schüler ist im Einzelfall nur anzuerkennen, soweit die Schule für diese refinanzierungsfähige (offene und/oder gebundene) Ganztagsangebote macht. In die-

ser Gruppe sind Räume für die Küche, die Einnahme des Essens sowie für Freizeitaktivitäten (z.B. Spielraum, Musikraum) vorzuhalten. Für unterrichtsbezogene Aktivitäten (z.B. Haus-
aufgaben(betreuung), Ergänzungs- und Zusatzunterricht) sollen die Räume der Hauptgruppe 1 genutzt werden.

11)Räume für Schulleitung, stellvertretende Schulleitung, Lehrkräfte, Geschäftszimmer und sonstigen Verwaltungsbereich.12)In der Hauptgruppe 4 sind diese Flächenbereiche bereits enthalten.
13)Der Flächenanteil für (eine) Sportübungseinheit(en) wird nur hinzugerechnet, wenn diese tatsächlich zur Alleinnutzung zur Verfügung stehen und nicht stundenweise angemietet werden.
14)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 6 (Unterrichts-)Stunden an 5 Wochentagen bei je 3 Unterrichtswochenstunden Sport je Klasse.15)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 8 (Unterrichts-)Stunden an 5 Wochentagen bei je 3 Unterrichtswochenstunden Sport je Klasse.
16)Der tatsächliche Bedarf an Sportübungseinheiten ergibt sich bei Schulen der Sekundarstufen I und II ausschließlich aus der Summe der Klassen beider Schulstufen.
17)Hierzu gehören insbesondere Umkleide-, Sanitär- und Toilettenräume, Lagerräume (Geräteräume) sowie Verkehrs- und Technische Funktionsflächen.
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Anlage 6 (Fortsetzung 2)
Refinanzierungshöchstsätze für Raumprogramme

allgemein bildender und berufsbildender Ersatzschulen, Ersatzförderschulen sowie Freier Waldorfschulen

Schulstufe/Schulform Sekundarstufe II und Berufskolleg 3) Freie Waldorfschulen
Zügigkeit 2 3 4 5 6 7 8 JG 1-4 JG 5-10 JG 11+12 JG 13

Hauptgruppe 1
Unterichtsräume

1.1 Allgemeiner Unterricht

1.1.1 Unterrichtsraum 4) 6 2,25 9 2,25 12 2,25 15 2,25 18 2,25 21 2,25 24 2,25 4 2,5 6 2,0 2 2,25 1 2,25

1.1.2 Raum für Bibliothek, Me-
diothek, EDV, Selbstlern-
zentrum 4)

2 3,1 3 3,1 3 3,1 3 3,1 3 3,1 3 3,1 3 3,1 1 3,1 1 3,1 1 3,1

1.1.3 Mehrzweckraum 4) 1 2,5

1.2 Fachunterricht

1.2.1 Großer naturwissen-
schaftlicher Raum 4) 2 3,0 3 3,0 4 3,0 5 3,0 6 3,0 7 3,0 8 3,0 1 3,0

1.2.2 naturwissenschaftlicher 
Raum 4) 2 2,5

1.2.3 Sonstiger Fachunter-
richtsraum 4) 5) 3 2,5 3 2,5 3 2,5 4 2,5 4 2,5 5 2,5 5 2,5 3 2,5

1.2.4 Werkraum 4)

1.3 Fakultativer
Fachunterricht 6)

1.3.1 Hauswirtschaftsraum 6) 7) 175

1.3.2 Raum für Textiles Gestal-
ten 4) 6) 1 3,0

1.3.3 Technikraum 4) 6) 1 3,0

1.4 Förderschulen und
inklusive Schulen 8)

1.4.1 Gruppenraum 4) 8) 3 2,0 5 2,0 6 2,0 8 2,0 9 2,0 11 2,0 12 2,0 2 2,0 3 2,0 1 2,0
Hauptgruppe 2

Außerunterichtlicher Bereich
2.1 Unterrichtliche

Nebenflächen

2.1.1 Lehrmittelraum 7) 20 20 30 30 35 35 40 30 60 20

2.1.2 Nebenräume 7) 9) 70 105 140 1750 210 245 280 60 90 50

2.2 Aufenthalts- und
Veranstaltungsflächen

2.2.1 Forum 7) 50 75 100 125 150 175 200 60 90 50

2.2.2 Schüleraufenthaltsraum 7) 40 48 56 64 72 80 80 35

2.2.3 Ganztag 10) 1,0 m2 pro Schülerin/Schüler

2.3 Lehrkräfte und
Verwaltung

2.3.1 Lehrkräfte- und
Verwaltungsräume 11) 120 140 160 180 200 220 240 112 168 100

2.4 Förderschulen und
inklusive Schulen 8)

2.4.1 Aufenthalts-, Lager-, Sa-
nitär- und Testräume 8) 40 50 60 70 80 90 100 50 65 80

Hauptgruppe 3
Sonstige Gebäudeflächen

3.1 Verkehrsfläche und Tech-
nische Funktionsfläche

Die nach den Hauptgruppen 1 und 2 errechnete Nutzfläche wird erhöht um 33,334 % für Verkehrsflächen
und (weitere) 10 % für Technische Funktionsflächen 12)

Hauptgruppe 4
Sporthalle Für je angefangene 12 Klassen eine Übungseinheit (15 m x 27 m) 13) 15) 16) Insgesamt eine Übungseinheit 13) 15) 16)

4.1 Sportfläche 405 405

4.2 Sonstige Flächen 17) 179,5 179,5

1) Förderschulen einschließlich Waldorfförderschulen mit den Förderschwerpunkten „Emotionale soziale Entwicklung“, „Geistige Entwicklung“ sowie „Lernen“.
2) Förderschulen einschließlich Waldorfförderschulen mit den Förderschwerpunkten „Hören und Kommunikation“, „Körperliche und motorische Entwicklung“, „Sehen“ sowie „Sprache“.
3) Für Berufskollegs ist der gesamte Raumbedarf individuell entsprechend der tatsächlichen Zusammensetzung der Schülerschaft (Vollzeit- / Teilzeitschülerinnen / -schüler) und dem tat-

sächlichen Angebot von Bildungsgängen festzulegen.4) Relative Raumgröße: Anzahl der Räume; m2 pro Schülerin und / oder Schüler.
5) Multifunktionsräume zur Abdeckung weiteren Fachunterrichtes, insbesondere auch des Kunst- und Musikunterrichtes.
6) Der Bedarf ist im Einzelfall nur anzuerkennen, wenn in der Schulstufe und Schulform das jeweilige Fach lehrplanmäßiges Unterrichtsfach ist und die betreffende Schule das jeweilige 

Fach tatsächlich regelmäßig anbietet.7) Absolute Raumgröße.
8) Zusätzliche Räume (nur) für Förderschulen und inklusive Schulen (Integrative Lerngruppe und / oder Gemeinsamer Unterricht).
9) Nebenräume zur Obergruppe 1.2, insbesondere Sammlungs- und Vorbereitungsräume.10)Der Bedarf je Schülerin und Schüler ist im Einzelfall nur anzuerkennen, soweit die Schule für diese refinanzierungsfähige (offene und/oder gebundene) Ganztagsangebote macht. In die-

ser Gruppe sind Räume für die Küche, die Einnahme des Essens sowie für Freizeitaktivitäten (z.B. Spielraum, Musikraum) vorzuhalten. Für unterrichtsbezogene Aktivitäten (z.B. Haus-
aufgaben(betreuung), Ergänzungs- und Zusatzunterricht) sollen die Räume der Hauptgruppe 1 genutzt werden.

11)Räume für Schulleitung, stellvertretende Schulleitung, Lehrkräfte, Geschäftszimmer und sonstigen Verwaltungsbereich.
12)In der Hauptgruppe 4 sind diese Flächenbereiche bereits enthalten.13)Der Flächenanteil für (eine) Sportübungseinheit(en) wird nur hinzugerechnet, wenn diese tatsächlich zur Alleinnutzung zur Verfügung stehen und nicht stundenweise angemietet werden.
14)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 6 (Unterrichts-)Stunden an 5 Wochentagen bei je 3 Unterrichtswochenstunden Sport je Klasse.
15)Die Klassenzahl ergibt sich aus einer Belegung von 8 (Unterrichts-)Stunden an 5 Wochentagen bei je 3 Unterrichtswochenstunden Sport je Klasse.16)Der tatsächliche Bedarf an Sportübungseinheiten ergibt sich bei Schulen der Sekundarstufen I und II ausschließlich aus der Summe der Klassen beider Schulstufen.
17)Hierzu gehören insbesondere Umkleide-, Sanitär- und Toilettenräume, Lagerräume (Geräteräume) sowie Verkehrs- und Technische Funktionsflächen.

– GV. NRW. 2013 S. 279
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Bekanntmachung
der Vereinbarung über die Freigabe und 

Kennzeichnung mit Spielen programmierten 
Bildträgern nach § 14 Abs. 6 Jugendschutzgesetz

vom 22. April 2013

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen haben die Vereinba-
rung über die Freigabe und Kennzeichnung mit Spielen 
programmierten Bildträgern nach §  14 Abs.  6 Jugend-
schutzgesetz geschlossen.

Die Ländervereinbarung wird nachfolgend bekannt ge-
macht.

Ministerium 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ute Schäfer

Vereinbarung über die Freigabe und Kennzeichnung
mit Spielen programmierten Bildträgern

nach § 14 Abs. 6 Jugendschutzgesetz

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen schließen – vorbe-
haltlich der etwa erforderlichen Zustimmung ihrer 
gesetzgebenden Körperschaften – folgende Vereinbarung:

Artikel 1

Die obersten Landesbehörden bedienen sich bei der Frei-
gabeentscheidung von mit Spielen programmierten Bild-
trägern nach §  14 des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) 
vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730) der Prüftätigkeit der 
Ausschüsse der Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle 
(USK) als gutachterliche Stelle. Die Prüfungsvoten der 
USK sind mit der Unterzeichnung des Freigabedoku-
ments durch die Ständige Vertreterin oder den Ständigen 
Vertreter von den obersten Landesbehörden als eigene 
Entscheidung übernommen, und die Bildträger gemäß 
§  14 Abs.  2 JuSchG von ihnen gekennzeichnet, soweit 
nicht oberste Landesbehörden für ihren Bereich aus-
drücklich eine abweichende Entscheidung treffen.

Artikel 2

(1) Die obersten Landesbehörden bestellen im Beneh-
men mit der Unterhaltungssoftwarewirtschaft eine Stän-
dige Vertreterin oder einen Ständigen Vertreter der 
obersten Landesbehörden bei der USK. Dienstherr ist 
das für die Kennzeichnung der in Artikel  1 genannten 
Bildträger jeweils federführende Land. Die Bestellung 
erfolgt zunächst für die Dauer von 3 Jahren, Wiederbe-
stellung ist zulässig. Bei hauptamtlich tätigen Personen 
kann die Bestellung mit Zustimmung der Länder auf 
unbestimmte Zeit erfolgen. Kommt die Weiterbeschäfti-
gung der Ständigen Vertreterin bzw. des Ständigen Ver-
treters in dem zugewiesenen Aufgabenbereich nicht in 
Betracht, werden die Länder eine Übernahme nach Mög-
lichkeit in geeignete Bereiche ihrer Verwaltung veranlas-
sen, wenn eine Entlassung nicht möglich ist.

(2) Zur Vertretung und Entlastung der Ständigen Vertre-
ter bestellen die obersten Landesbehörden einen oder 
mehrere Vertreterinnen oder Vertreter.

(3) Die Personal- und Sachkosten, mit Ausnahme der 
Bürokosten, tragen die Länder gemäß dem Königsteiner 
Schlüssel vorbehaltlich der jeweiligen haushaltsrechtli-
chen Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaft. Die 
Bürokosten (Ausstattung, Räume, personelle Unterstüt-
zung) trägt die USK.

(4) Die Ständige Vertreterin oder der Ständige Vertreter 
nimmt die im Zusammenhang mit § 14 JuSchG stehen-
den Aufgaben wahr. Dazu gehören insbesondere:

  (1) die Führung des Vorsitzes bei der Prüfung im 
Regelausschuss,

  (2) die Mitwirkung als nicht stimmberechtigtes Mit-
glied im vereinfachten Verfahren und in den Beru-
fungsverhandlungen,

  (3) die Unterzeichnung des Originaldokuments der 
Freigabebescheinigung.

Artikel 3

(1) Die Einzelheiten der Prüfung und Kennzeichnung 
werden in Grundsätzen der Unterhaltungssoftware 
Selbstkontrolle und in ergänzenden Ausführungs- und 
Verfahrensbestimmungen geregelt.

(2) Die Grundsätze, die Ausführungs- und Verfahrensbe-
stimmungen sowie sonstige Verfahrensbestimmungen 
bedürfen, soweit Fragen der Jugendschutzprüfung 
betroffen sind, der Zustimmung der Länder.

Artikel 4

(1) Die von der Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle 
(USK) vor dem 01.04.2003 erteilten Altersempfehlungen 
gelten als Freigaben und Kennzeichnungen der Pro-
gramme nach §  14 Abs.  2 Nr.  1 bis 4 JuSchG. Dies gilt 
nicht für die von der Bundesprüfstelle für jugendgefähr-
dende Medien indizierten Bildträger mit einer USK–
Empfehlung.

(2) Die von der USK vor dem 01.04.2003 erteilten Emp-
fehlungen „nicht geeignet unter 18 Jahren“ gelten nicht 
als Kennzeichnungen nach § 14 Abs. 2 Nr. 5 JuSchG.

(3) Für das anzubringende, auf die Kennzeichnung hin-
weisende Zeichen wird zu Inhalt, Größe, Form, Farbe 
und Anbringung auf dem Bildträger mit Spielprogram-
men folgende Bestimmung getroffen: 

Das Zeichen ist ein Quadrat mit einer innenliegenden 
Raute, die eine Seitenlänge von mindestens 22,2 mm hat. 
Die Größe und Positionierung des Zeichens ergibt sich 
aus § 12 Abs. 2 Satz 2 JuSchG. 

Das auf die Kennzeichnung hinweisende Zeichen nach 
§ 14 Abs. 2

–  mit einer volldeckenden innenliegenden Raute und 
lautet: „USK ab 0 freigegeben“. Die Zahl „0“ ist in 
einer Größe von 40 Punkt abzubilden.

–  Nr. 2 JuSchG ist transparent gelb (vgl. HKS 2, Deck-
kraft: 70 %) mit einer gelben volldeckenden innenlie-
genden Raute und lautet: „USK ab 6 freigegeben“. Die 
Zahl „6“ ist in einer Größe von 40 Punkt abzubilden.

–  Nr. 3 JuSchG ist transparent grün (vgl. HKS 57, Deck-
kraft: 70 %) mit einer grünen volldeckenden innenlie-
genden Raute und lautet: „USK ab 12 freigegeben“. 
Die Zahl „12“ ist in einer Größe von 40 Punkt abzu-
bilden.

–  Nr. 4 JuSchG ist transparent blau (vgl. HKS 46, Deck-
kraft: 70 %) mit einer blauen volldeckenden innenlie-
genden Raute und lautet: „USK ab 16 freigegeben“. 
Die Zahl „16“ ist in einer Größe von 40 Punkt abzu-
bilden.

–  Nr. 5 JuSchG ist transparent rot (vgl. HKS 13, Deck-
kraft: 70 %) mit einer roten volldeckenden innenlie-
genden Raute und lautet: USK ab 18“. Die Zahl „18“ 
ist in einer Größe von 40 Punkt abzubilden 

Sofern durch die farbliche Gestaltung des Hintergrunds 
das Quadrat als solches nicht mehr erkennbar ist, ist das 
Quadrat optisch vom Hintergrund abzugrenzen, z. B. 
durch einen Rahmen. 

(4) Für die Anbringung des Kennzeichens auf der Hülle 
von Sonderverpackungen werden nachfolgende Regelun-
gen getroffen: 

A.  Schuber bzw. Sonderverpackungen in Buchoptik, die 
sämtliche Informationen enthalten, die üblicherweise 
auf der Hülle des Bildträgers (meist Plastikbox) selbst 
sind

Ein Schuber, der sämtliche Informationen enthält, die 
üblicherweise auf der Hülle des Bildträgers (z. B. Plastik-
box) selbst sind, wird als Hülle nach dem JuSchG ange-
sehen und ist entsprechend § 12 Abs. 2 JuSchG zu kenn-
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zeichnen. Ein im Schuber liegendes textfreies Inlay 
(Plastikbox) muss dann nicht zusätzlich gekennzeichnet 
sein. Dies gilt auch, wenn der Schuber mit einem 
abnehmbaren Cover versehen ist.

B.  „Schmuckschuber“ bzw. Sonderverpackungen (Metall-
boxen, Verpackungen aus Sondermaterial pp.)

Die Originalhülle des Bildträgers im „Schmuckschuber“ 
bzw. der Sonderverpackung ist gemäß §  12 Abs.  2 
JuSchG zu kennzeichnen. Darüber hinaus müssen 
„Schmuckschuber“ bzw. Sonderverpackungen für den 
Verkauf auf der Zellophanierung zusätzlich gestickert 
werden; sofern der Schuber mehrere Spiele beinhaltet, 
ist außen das Kennzeichen der höchsten Altersfreigabe 
aufzubringen. Die Nachstickerung kann entfallen, wenn 
das Kennzeichen der Originalhülle von außen erkennbar 
ist.

(5) Das Kennzeichen für Filme, Film- und Spielpro-
gramme zu Informations-, Instruktions- und Lehrzwe-
cken, die vom Anbieter gekennzeichnet werden dürfen, 
wenn sie offensichtlich nicht die Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen beeinträchtigen (§  14 Abs.  7 
JuSchG), lautet „Infoprogramm gemäß §  14 JuSchG“ 
und „Lehrprogramm gemäß §  14 JuSchG“ und ist auf 
dem Bildträger und der Hülle deutlich sichtbar in einem 
Quadrat auf transparentem weißem Grund (Deckkraft 
70 %) mit schwarzer Schrift aufzubringen. Größe und 
Positionierung des Zeichens ergeben sich aus § 12 Abs. 2 
Satz 2 JuSchG. 

Sofern durch die farbliche Gestaltung des Hintergrunds 
das Quadrat als solches nicht mehr erkennbar ist, ist das 
Quadrat optisch vom Hintergrund abzugrenzen, z.  B. 
durch einen Rahmen.

(6) Für Zeitschriften mit Bildträgern, die mit Spielen 
programmiert sind, gilt:

–  Die unmittelbare graphische Abbildung des Kennzei-
chens auf der Titelseite der Druckschrift ist nur dann 
erforderlich, wenn sich der gekennzeichnete Bildträ-
ger nicht auf der Titelseite befi ndet, sondern in die 
Druckschrift eingelegt ist.

–  Die Platzierung des Kennzeichens auf der Titelseite 
einer Zeitschrift kann an einer Stelle im unteren Drit-
tel der Titelleiste erfolgen.

(7) Für Bildträger, die Auszüge von Film- und Spielpro-
grammen enthalten und die im Verbund mit periodischen 
Druckschriften vertrieben werden, ist der Hinweis 
„Keine Jugendbeeinträchtigung“ deutlich sichtbar anzu-
bringen. Absatz 6 gilt entsprechend.

(8) Für Bildträger unter einer Größe von 2000 mm2 kann 
das Kennzeichen auf eine Größe von ca. 144 mm2 redu-
ziert werden. Sofern der Anbieter nachweist, dass aus 
technischen Gründen diese Kennzeichnung nicht mög-
lich ist, kann eine Ausnahme hiervon zu gelassen werden. 
Für Bildträger unter 1500  mm2 sowie für die farbliche 
Ausgestaltung kann die federführende Oberste Landes-
jugendbehörde weitere Ausnahmen zulassen.

Artikel 5

Artikel  1 und Artikel  3 gelten entsprechend für die 
Übernahme der Prüfungsvoten der Freiwilligen Selbst-
kontrolle der Automatenwirtschaft (ASK) für die Frei-
gabe und Kennzeichnung der Programme nach §  13 
JuSchG. Die nach Artikel 2 bestellten Ständigen Vertre-
ter bei der USK nehmen die genannten Aufgaben auch 
gegenüber der ASK wahr.

Artikel 6

Diese Vereinbarung ist mit einjähriger Frist zum Ende 
eines Kalenderjahres kündbar. Die Kündigung hat 
schriftlich gegenüber allen vertragschließenden Ländern 
zu erfolgen. Die Kündigung hat die Wirkung, dass das 
kündigende Land aus den Rechten und Pfl ichten dieser 
Vereinbarung ausscheidet. Das ausscheidende Land 
beteiligt sich gemäß Artikel 2 Abs. 3 an den Kosten der 
Erfüllung von Verpfl ichtungen, die vor seinem Ausschei-
den begründet worden sind, soweit diese Kosten nicht 
durch die Weiterführung der Vereinbarung zwischen den 
übrigen Ländern entstehen.

Artikel 7

Die Vereinbarung tritt zum 01.05.2011 in Kraft

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 29.03.2011

Dr. Monika  S t o l z

Für den Freistaat Bayern:
München, den 11.07.2011

Christine  H a d e r t h a u e r

Für das Land Berlin:
Berlin, den 13.04.2011

Prof. Dr. E. Jürgen  Z ö l l n e r

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 02.05.2011

Dr. Martina  M ü n c h

Für das Land Bremen:
Bremen, den 22.03.2011

Ingelore  R o s e n k ö t t e r

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Hamburg, den 26.04.2011

Ties  R a b e

Für das Land Hessen:
Wiesbaden, den 28.03.2011

Stefan  G r ü t t n e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Schwerin, den 30.03.2011

Nikolaus  V o s s

Für das Land Niedersachsen:
Hannover, den 11.04.2011

Aygül  Ö z k a n

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 13.03.2011

Ute  S c h ä f e r

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 14.04.2011

Doris  A h n e n

Für das Land Saarland:
Saarbrücken, den 24.03.2011

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 19.07.2011

Christine  C l a u ß 

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 13.12.2011

Norbert  B i s c h o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 25.03.2011

Dr. Heiner G a r g
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Für den Freistaat Thüringen:

Erfurt, den 22.03.2011

gez. Heike  T a u b e r t

– GV. NRW. 2013 S. 285

Genehmigung des Braunkohlenplans
Umsiedlung Morschenich

vom 14. Mai 2013

Der Braunkohlenausschuss hat in seiner 146. Sitzung am 
5. November 2012 die Aufstellung des Braunkohlenplans 
Umsiedlung Morschenich beschlossen. Der aufgestellte 
Braunkohlenplan wurde mir von der Regionalplanungs-
behörde Köln mit Bericht vom 14. November 2012 – 
32/64.2-7.3 – zur Genehmigung vorgelegt. 

Mit Erlass vom 14. Mai 2013 – III B 4 – 30.06.04.07 – 
habe ich den Braunkohlenplan gemäß § 29 des Landes-
planungsgesetzes NRW (LPlG) vom 3. Mai 2005 (GV.
NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. S. 33), im Einverneh-
men mit den fachlich zuständigen Landesministerien 
und im Benehmen mit dem Ausschuss für Wirtschaft, 
Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk des Land-
tages genehmigt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
erfolgt nach § 14 Satz 1 LPlG.

Gemäß § 14 Satz 3 LPlG wird der Braunkohlenplan bei 
der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Landesplanungsbehörde), der Bezirksregierung Köln 
(Regionalplanungsbehörde) sowie dem Kreis Düren und 
der Gemeinde Merzenich zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt.

Der Braunkohlenplan wird mit der Bekanntmachung 
wirksam (§ 14 Satz 2 LPlG). Damit sind die Ziele gemäß 
§§  4 und 5 des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. 
Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl.  I S.  2585) 
geändert worden ist, zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 LPlG in Verbin-
dung mit §  12 Absatz  5 ROG genannte Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung bei der Erarbeitung und Aufstellung des 
Braunkohlenplans unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Braun-
kohlenplans gegenüber der Bezirksregierung Köln (Re-
gionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden ist.

Düsseldorf, den 28. Mai 2013

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2013 S. 287
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